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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Sexualstrafrechts. Unbestritten war, dass die Reform notwendig sei, weil die geltenden
Normen nicht mehr zeitgemäss seien. Sowohl im Rat als auch in den Medien war
vielerseits von einem «Quantensprung» die Rede. Der Rat trat denn auch ohne
Gegenantrag auf das Geschäft ein. Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete
die Abschaffung des Nötigungselements beim Vergewaltigungstatbestand als
«Meilenstein». Gleichzeitig warnte sie aber davor, zu hohe Erwartungen in diese
Revision zu setzen: Sie sei zwar «ein wichtiger Schritt», werde aber
«Beweisschwierigkeiten bei Sexualdelikten als typische Vieraugendelikte nicht
beseitigen».

Kernpunkt der Revision war die Neufassung der Tatbestände der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung (Art. 189 und 190 StGB). So war denn auch die Debatte im
Ständerat geprägt von der Frage, wann eine Vergewaltigung eine Vergewaltigung ist bzw.
ob eine sexuelle Handlung strafbar sein soll, wenn sie «gegen den Willen» oder aber
«ohne Einwilligung» der betroffenen Person vorgenommen wird. Während sich der
Bundesrat und die Mehrheit der RK-SR für die Widerspruchslösung aussprachen («Nein
heisst Nein»), wollte eine Minderheit Mazzone (gp, GE) das Zustimmungsprinzip («Nur
Ja heisst Ja») im Gesetz verankern. Einig war man sich weitgehend darin, dass sich die
beiden Varianten in Bezug auf die konkreten Konsequenzen für die Strafrechtspraxis im
Endeffekt kaum unterscheiden. Ob die Staatsanwaltschaft das Nein oder das «Nicht-
Ja» beweisen müsse, letztlich werde in beiden Fällen «das ablehnende Signal» gesucht,
erklärte Andrea Caroni (fdp, AR), der der Kommissionsmehrheit angehörte. Auch wenn
eine Person im Laufe eines sexuellen Kontakts, dem sie anfänglich zugestimmt hat, ihre
Meinung ändere, müsse sich dieser Meinungsumschwung auf irgendeine Weise
manifestieren, also durch ein Nein oder konkludentes ablehnendes Verhalten – etwa
Kopfschütteln, eine abwehrende Geste oder Weinen – zum Ausdruck gebracht werden,
ergänzte Bundesrätin Keller-Sutter. Je nach Situation mutiere die Zustimmungslösung
demnach zur Widerspruchslösung, weshalb Letztere praxisnäher und transparenter sei,
so die Justizministerin. Minderheitsvertreterin Mazzone argumentierte, von der
Widerspruchslösung würden jene Fälle nicht erfasst, in denen das Opfer in einen
Schockzustand gerate und zu jeglicher Äusserung von Widerstand unfähig sei; hier
könne nur auf die fehlende Einwilligung abgestellt werden. Bundesrätin Keller-Sutter
versicherte jedoch, die Fälle von sogenanntem Freezing würden vom
Mehrheitsvorschlag ebenfalls abgedeckt. Wenn das Opfer widerstandsunfähig sei, sei es
entweder durch Einschüchterung oder Drohung in diesen Zustand gebracht worden –
dann liege eine Nötigung vor – oder es sei zwar selbst in diesen Zustand geraten, der
Täter oder die Täterin nutze diesen Umstand aber aus, womit eine Schändung nach Art.
191 StGB vorliege.
Einig waren sich beide Lager wiederum darin, dass sich die beiden Varianten sehr wohl
in der Symbolik unterschieden, die die Strafnorm an die Gesellschaft aussende. Lisa
Mazzone fragte rhetorisch, ob es denn nicht in der Verantwortung der sexuell
handelnden Person liege, sich im Zweifelsfall über den Willen des passiven Gegenübers
zu erkundigen; sonst gehe die handelnde Person eben das Risiko ein, eine Straftat zu
begehen. Gemäss Eva Herzog (sp, BS) bringe das Prinzip «Nur Ja heisst Ja» zum
Ausdruck, dass sich bei Sexualkontakten zwei Menschen auf Augenhöhe begegnen. Die
Grundeinstellung, dass Frauen oft Nein sagten, aber schon Ja meinten, sei immer noch
verbreitet und es gehe «um eine Veränderung der Bilder in den Köpfen». Die
Kommissionsmehrheit sah es indes nicht als Aufgabe des Strafrechts, die Gesellschaft
zu erziehen. Deren Mitglied Beat Rieder (mitte, VS) befürchtete gar eine «falsche
Kriminalisierung der Sexualität», indem sexuelle Kontakte grundsätzlich als strafbar
angesehen würden, ausser das Gegenüber habe zugestimmt. Die Widerspruchslösung
gehe hingegen davon aus, dass sexuelle Kontakte «in aller Regel im gegenseitigen
Einverständnis» erfolgten und verkörpere damit eine «positive Sichtweise auf die
Sexualität». Mit 25 zu 18 Stimmen sprach sich der Ständerat für die Variante der
Kommissionsmehrheit und damit für «Nein heisst Nein» aus. Ein Einzelantrag Gmür-
Schönenberger (mitte, LU), der die Widerspruchslösung anders formulieren wollte, um
das Freezing deutlicher zu erfassen, scheiterte mit 23 zu 10 Stimmen bei 10
Enthaltungen.
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In einem zweiten Schritt befasste sich die Kantonskammer mit der Abschaffung des
Nötigungselements in den beiden Tatbeständen von Art. 189 und 190 StGB. Die
Kommission schlug dazu ein Kaskadenprinzip vor: Der Grundtatbestand im jeweiligen
Absatz 1 deckt demnach sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person ab. Wird
das Opfer genötigt, kommt dies gemäss Absatz 2 erschwerend hinzu. Absatz 3 regelt die
zusätzliche Erschwernis der Grausamkeit sowie des Einsatzes einer gefährlichen Waffe
oder eines gefährlichen Gegenstandes. Werner Salzmann (svp, BE) brachte indessen mit
einem Einzelantrag den Vorschlag aus dem Vernehmlassungsentwurf wieder aufs Tapet.
Dieser hatte für sexuelle Übergriffe ohne Nötigung einen eigenen Tatbestand
vorgesehen, während das Nötigungselement bei den Tatbeständen der sexuellen
Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bleiben sollte. Salzmann gab zu bedenken,
dass es ein falsches Signal an die Gesellschaft aussenden würde, wenn unter der
Bezeichnung «Vergewaltigung» künftig noch geringere Strafen ausgesprochen würden –
«[w]ir haben jetzt schon lächerlich milde Strafen für Vergewaltigungen» –, weil auch
Verletzungen der sexuellen Integrität ohne Nötigung hierunter subsumiert würden.
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin Keller-Sutter hielten dem
entgegen, dass dieses Konzept in der Vernehmlassung auf breite Kritik gestossen war,
weil damit «eine Art unechte oder minderwertige Vergewaltigung» geschaffen würde,
wie es die Justizministerin ausdrückte. Mit 39 zu 4 Stimmen befürwortete der Ständerat
die Kaskadenlösung klar.
Weiter diskutierte die Ständekammer die Höhe der Strafen für die neu gefassten
Tatbestände der sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung. Mit mehreren
Einzelanträgen wollte Werner Salzmann die Mindeststrafen für verschiedene
Tatbestände erhöhen, blieb damit aber chancenlos. Die grosse Mehrheit der kleinen
Kammer wollte den Ermessensspielraum der Gerichte nicht zu stark einschränken, weil
stets auch der denkbar mildeste Fall adäquat bestraft werden können müsse. Eine
Minderheit Engler (mitte, GR) beantragte gegenüber der Kommissionsmehrheit eine
höhere Mindeststrafe für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2 StGB). Die
Kommissionsmehrheit hatte hier mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe vorgesehen. Die
Minderheit Engler forderte mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe, damit hier keine
bedingten Strafen ausgesprochen werden können. Diesen Minderheitsantrag hiess der
Ständerat mit 23 zu 20 Stimmen gut.

Am zweiten Tag der Behandlung stimmte die Kantonskammer mit 37 zu 6 Stimmen dem
Antrag ihrer Kommissionsmehrheit zu, mit Art. 197a einen neuen Tatbestand für
Rachepornografie im StGB zu verankern. Dieser stellt das unbefugte Weiterleiten von
nicht öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe. Der Bundesrat hatte vergeblich für
dessen Ablehnung plädiert. Er hätte zuerst den genauen Handlungsbedarf abklären
wollen, was er im Bericht zum Postulat 21.3969 zu tun im Begriff sei, wie Bundesrätin
Keller-Sutter erläuterte.
Mit einem ebenfalls neuen Art. 197b wollte Isabelle Chassot (mitte, FR) zudem das
Grooming, also das Anbahnen sexueller Kontakte mit Minderjährigen, unter Strafe
stellen. Die Kommission hatte nach der Vernehmlassung in ihrem Entwurf auf einen
solchen Artikel verzichtet, weil die versuchte sexuelle Handlung mit einem Kind oder die
versuchte Herstellung von Kinderpornografie bereits strafbar seien, wie Bundesrätin
Keller-Sutter anmerkte. Jemanden zu bestrafen, der noch nicht einmal einen Versuch
unternommen habe, wäre ein «Sündenfall im Strafrecht», urteilte Kommissionsmitglied
Daniel Jositsch (sp, ZH). Die Ständekammer lehnte den Antrag Chassot mit 21 zu 18
Stimmen bei 4 Enthaltungen schliesslich ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Angesichts
der lauten gesellschaftlichen Forderungen nach einer «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regelung im
Sexualstrafrecht wurde der Entscheid des Ständerats in den Medien ausführlich
kommentiert und auch kritisiert. Das enttäuschte Lager setzte die Hoffnung nun in den
Nationalrat. 1

In der Sommersession 2022 schrieb der Ständerat auf Antrag der RK-SR die
parlamentarische Initiative Jositsch (sp, ZH) für Mindeststrafen bei sexuellen
Handlungen gegenüber Kindern unter 16 Jahren stillschweigend ab. Wie
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) ausführte, sei das Anliegen des Vorstosses in
die Revision des Sexualstrafrechts aufgenommen worden und könne daher als erledigt
betrachtet werden. Der Motionär und der Bundesrat hatten sich dem so begründeten
Antrag auf Abschreibung angeschlossen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2022
LUKAS LÜTOLF

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nachdem beide Parlamentskammern die Revision des Sexualstrafrechts je einmal
beraten hatten, schienen die Differenzen maximal. Die Gretchenfrage war, wie sexuelle
Nötigung und Vergewaltigung neu definiert werden sollen. Während der Ständerat als
Erstrat beschlossen hatte, dass sexuelle Handlungen «gegen den Willen» der
betroffenen Person strafbar sein sollen («Nein heisst Nein»), hatte sich der Nationalrat
als Zweitrat für die Formulierung «ohne Einwilligung» und damit für das ebenso
lautstark geforderte wie umstrittene «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip ausgesprochen. 

In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat also mit der Differenzbereinigung.
Seine Kommission schlug ihm einstimmig vor, an der «Nein-heisst-Nein»-Lösung
festzuhalten, sie aber um den Zusatz zu ergänzen, dass nicht nur bestraft wird, wer
gegen den Willen einer Person eine sexuelle Handlung vornimmt oder vornehmen lässt,
sondern auch, wer dazu einen Schockzustand der betroffenen Person, das sogenannte
Freezing, ausnützt. Damit habe man der grossen Kontroverse um das «Nein-heisst-
Nein»-Prinzip Rechnung getragen, ob davon auch jene Fälle erfasst würden, in denen
das Opfer in einen Schockzustand falle und infolgedessen widerstandsunfähig sei,
erklärte Kommissionssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE). Selbst jene Mitglieder der
Kommission, die den «Nur-Ja-heisst-Ja»-Grundsatz bevorzugt hätten, hätten sich
pragmatisch hinter diesen Kompromissvorschlag gestellt, betonte er. So erklärte auch
Lisa Mazzone (gp, GE), die bei der ersten Behandlung noch die Minderheit für «Nur Ja
heisst Ja» vertreten hatte, ihre Unterstützung für den Kompromiss. Der Wert eines
Gesetzesentwurfs messe sich nicht an der Symbolik, sondern an den Resultaten, sagte
sie. Bezüglich der Resultate – sie nannte etwa die Anerkennung der Opfer und den
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung – sei die vorgeschlagene Lösung ein wichtiger
Fortschritt, gar «einer der grossen Erfolge dieser Legislatur». Lob erhielt der Vorschlag
ebenso von Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider. Ohne jegliche Dissonanzen
stimmte der Ständerat dem Kompromissvorschlag seiner Kommission stillschweigend
zu.

Deutlich weniger harmonisch verlief die Festlegung der Strafrahmen für
Vergewaltigung. Als Erstes stand hier zur Debatte, ob bei Vergewaltigung weiterhin
Geldstrafen möglich sein sollen oder nicht. Carlo Sommaruga plädierte im Namen der
Kommissionsmehrheit für die Beibehaltung der Geldstrafe. Da der Grundtatbestand der
Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 1 StGB) neu keine Nötigung mehr voraussetze, umfasse der
Tatbestand der Vergewaltigung künftig auch weniger schwerwiegende Fälle als bisher.
Eine Strafverschärfung sei daher nicht angezeigt, wenn nicht sogar schädlich: Die
Gerichte könnten dadurch versucht sein, eher den Tatbestand der sexuellen Nötigung
gemäss Art. 189 StGB anzuwenden, um keine unverhältnismässige Strafe verhängen zu
müssen. Eine Minderheit Jositsch (sp, ZH) wollte dagegen dem Nationalrat folgen und
die Geldstrafe streichen. Die «‹harmloseste› Form von Vergewaltigung» sei auch in der
neuen Definition immer noch ein Eindringen in den Körper gegen den Willen einer
Person, und dies könne nicht mit einer Geldstrafe abgegolten werden, so Jositsch.
Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider wandte ein, es sei «nicht
nachvollziehbar», weshalb die Geldstrafe nur beim Grundtatbestand der
Vergewaltigung, nicht aber bei der qualifizierten sexuellen Nötigung – d.h. unter
Anwendung von Gewalt oder Drohung – gestrichen werden soll. Eine abgenötigte
sexuelle Handlung müsste aus ihrer Sicht härter bestraft werden als eine Vergewaltigung
ohne Nötigung. Diese «Verzerrung» laufe dem Ziel der Strafrahmenharmonisierung
zuwider, mahnte sie. Der Ständerat folgte mit 26 zu 13 Stimmen dennoch der
Minderheit Jositsch und schloss sich dem Beschluss des Nationalrats an. Damit wird
Vergewaltigung in jedem Fall mit Freiheitsstrafe – allerdings ohne festgelegte
Mindestdauer – sanktioniert.
Zweitens stand die Frage im Raum, ob bei qualifizierter Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 2
StGB) – d.h. Vergewaltigung, bei der das Opfer genötigt wurde – bedingte Strafen
möglich sein sollen oder nicht. Der Ständerat hatte als Erstrat in diesem Absatz eine
Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren festgeschrieben und mit dieser Mindestdauer
ausgeschlossen, dass die Strafe bedingt ausgesprochen werden kann. Der Nationalrat
war diesem Beschluss gefolgt. Die knappe Mehrheit der RK-SR, die im Erstrat
unterlegen war, stand nicht hinter diesem Entscheid und beantragte ihrem Rat mit
Stichentscheid von Präsident Sommaruga, zum ursprünglichen Entwurf zurückzukehren.
Dieser sah wie das geltende Recht eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr vor.
Da der neue Tatbestand der qualifizierten Vergewaltigung im Wesentlichen dem
heutigen Vergewaltigungstatbestand entspreche, sei die Verdopplung der Mindeststrafe
nicht gerechtfertigt, so Sommaruga. Der Bundesrat unterstützte den Antrag der
Kommissionsmehrheit. Verglichen mit anderen Tatbeständen mit ebenfalls einjähriger
Mindeststrafe, etwa Totschlag oder schwerer Körperverletzung, sei diese auch bei
Vergewaltigung als angemessen zu betrachten, erklärte Justizministerin Baume-
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Schneider. Ausserdem sei zu befürchten, dass sich mit der höheren Mindeststrafe «für
die Gerichte auch der Massstab bei der Beweiswürdigung verschiebt», sodass sie eine
Nötigung an strengere Bedingungen knüpfen würden als heute. Eine Minderheit um
Beat Rieder (mitte, VS) wollte indes am Beschluss der zweijährigen Mindeststrafe
festhalten. Er verwies darauf, dass eine unbedingt ausgefällte Gefängnisstrafe auch
teilbedingt abgesessen werden könne, unterlag in der Abstimmung aber äusserst knapp.
Die Kantonskammer vollzog die Kehrtwende zurück zur einjährigen Mindeststrafe für
qualifizierte Vergewaltigung mit 20 zu 19 Stimmen.

Für Diskussionsbedarf sorgte ferner die im Nationalrat abgelehnte Forderung nach
Präventionsprogrammen für Sexualstraftäterinnen und -täter. Im Gegensatz zum
Obligatorium, das in der grossen Kammer zur Debatte gestanden hatte, schlug die RK-
SR ihrem Rat nun aber eine Kann-Bestimmung vor: Das Gericht soll
Sexualstraftäterinnen und -täter verpflichten können – aber nicht müssen –, ein
Lernprogramm gegen sexualisierte Gewalt oder eine Gewaltberatung zu absolvieren.
Ohne Gegenantrag stimmte die Kantonskammer diesem Vorschlag stillschweigend zu.
Eine weitere Differenz hatte der Nationalrat geschaffen, indem er die Altersgrenze für
die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern von den geltenden 12 Jahren auf
16 Jahre anhob. Wie Berichterstatter Sommaruga erklärte, war die ständerätliche
Rechtskommission aber der Ansicht, dass diese Änderung nicht dem Volkswillen
entspreche, da die Unverjährbarkeitsinitiative, die am Ursprung dieser Bestimmung
stand, explizit die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern vor der Pubertät
gefordert habe. Sie beantragte ihrem Rat deshalb, an der bestehenden Regelung
festzuhalten, was dieser auch stillschweigend tat. Ebenso stillschweigend hielt die
kleine Kammer an ihren Beschlüssen zum sogenannten Revenge Porn und zum
Grooming fest. Die Rachepornografie wollten im Grundsatz beide Parlamentskammern
unter Strafe stellen, wobei sie sich aber über die Formulierung und die Platzierung der
Bestimmung innerhalb des Strafgesetzbuchs nicht einig waren. Einen Tatbestand zum
Grooming lehnte der Ständerat nach wie vor ab, da man sich damit gefährlich nahe an
die Strafbarkeit der Absicht – und nicht mehr einer Handlung oder
Vorbereitungshandlung – heran bewege, wie der Kommissionssprecher ausführte. Das
Geschäft geht damit zurück an den Nationalrat.

In der Presse wurde der Entscheid des Ständerates für die «Nein-heisst-Nein»-Lösung
unter Berücksichtigung des sogenannten Freezings als nonverbales Nein als
Befreiungsschlag und als Durchbruch in der Revision des Sexualstrafrechts
interpretiert. «Der Nationalrat dürfte diesem Kompromiss im Juni zustimmen»,
orakelte der «Blick» und titelte: «Funiciello hat ihren grössten Kampf gewonnen». Die
«Republik» verkündete, das Parlament habe «endlich eine Lösung für die
Modernisierung des Sexualstrafrechts gefunden» und zog Bilanz zu dieser
«feministischen Erfolgsgeschichte». «Was aussieht wie ein Kompromiss, ist eine kleine
Revolution», proklamierte das Onlinemagazin. 3

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Als Reaktion auf den im September 2023 veröffentlichten Bericht der Universität Zürich
über den sexuellen Missbrauch in der katholischen Kirche der Schweiz, forderte Carlo
Sommaruga (sp, GE) in einer Motion, dass die Missbrauchsfälle in einem Bericht
aufgearbeitet werden sollen. Dieser von der katholischen Kirche unabhängige Bericht
solle zum einen den Missbrauch und dessen Vertuschung in der katholischen Kirche
genauer beleuchten. Zum anderen solle untersucht werden, ob und inwiefern die
Kantone und der Bund ihre Pflicht, Kinder zu schützen sowie Täter und Täterinnen
juristisch zu verfolgen, nicht wahrgenommen haben. Sommaruga argumentierte in der
Wintersession 2023 im Ständerat, dass ein Bericht auf nationaler Ebene zentral sei, um
die Problematik umfassend zu verstehen, entsprechende Präventionsmassnahmen zu
ergreifen, Gesetzesanpassungen vorzunehmen oder um sich schlicht bei den
Betroffenen entschuldigen zu können. Der Bundesrat empfahl die Motion zur
Ablehnung. Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider erklärte dies insbesondere
damit, dass die Verantwortung und Kompetenz in diesem Bereich bei den Kantonen
liege. Der Bundesrat sei jedoch bereit die Beziehung zwischen Kirche und Staat anhand
einiger Kantone in einem Bericht zu analysieren, wie es in einem Postulat Fischer (Mo.
23.4294) gefordert werde und er empfehle die vorliegende Motion entsprechend zur
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Annahme. In der Folge lehnte der Ständerat die Motion mit 33 zu 8 Stimmen (3
Enthaltungen) ab. 4

1) AB SR, 2022, S. 387 ff.; AB SR, 2022, S. 498 ff.; NZZ, 2.6.22; CdT, 4.6.22; AZ, Lib, SGT, 7.6.22; AZ, Blick, LT, Lib, NZZ, SGT, TA,
8.6.22; Republik, 9.6.22; CdT, 14.6.22
2) AB SR, 2022, S. 508; Bericht RK-SR vom 26.4.22
3) AB SR, 2023, S. 110 ff.; 24H, Blick, CdT, Lib, Republik, 8.3.23
4) AB SR, 2023, S. 1254 f.
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